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LITERATUR IN WESTLICHEN SPRACHEN............................................... .30EINLEITUNG
Im Untcrschicd  ,w Informationen über die japanische Wirtschaft in Form \.on Konjunkturdaten,
Biirscmnittcilungcn  us\!.. wird der japanischen Tagespolitik gemeinhin Lteniger  Beachtung
zuteil als ihr gebiihrt. Dies nimmt insbesondere deshalb Wunder, if8eil  die japanische
Wirtschaftspolitik (Industriepolitik), die Aulkm~~irtschafts-  und die Sicherheitspolitik den
Aufstieg des Landes Nu einer der führenden Industrienationen der Welt \\~cscntlich  mitbestimmt
haben.
Die Frage nach den nationalen Interessen, den Strukturen, Institutionen und Verhaltensmodi,
die der Planung und Praxis japanischer Politik unterliegen, gc\\.innt in diesem  Zusammenhang
an Bedeutung, denn die Handlungsspielräume \‘on Entscheidungsträgern (Politiker,
Büroknttcn)  n?e auch anderen Akteuren (Unternehmer, Geschtiftsleute)  rverden  durch die
systemischen Gegebenheiten ja\xzils eingeschränkt oder cnveitert.  Die internen systemischen
Gegcbenhei  ten sind Jabei genausoxenig die aus.schliqWch  relewnten n?e die genannten
Entscheidungsträger und Akteure deine die Geschicke eines Staates lenken; sic sind immer
auch abhängig \~on internationalen Entnkklungen,  eytemen  EinfluRkräften  und regionalen der
gar globalen Trends.
Der vorliegende Text \~ird ~a-rangig  die interne, im Sinne \ron innerjapanische,  Dimension
berücksichtigen.
Im folgenden v~erdcn  dem Leser in kompctkter  Form die Lvichtigsten  strukturellen und
institutionellen Fundamente solvie Funktion und Rolle der lvichtigsten  Akteure im politischen
System Japans vorgestellt. Der Text sollte jedoch lediglich als einführende Lektüre \.erstanden
\\w-den.  Die (unerl~3liche)  eingehadere Beschäftigung mit dem ein oder anderen Einzelthema
kann individuell erfolgen,  indem die in Ful3notcnttpparat  und Bibliographie angeführte Literatur
herangwogen \vird.
Die Darstellung richtet sich son-oh1  nach chronologischen als auch nach bereichsorientierten
Gesichtspunkten.
1. Japan nach dem Zweiten Weltkrieg: “Demokratisierung von oben”?
Nachdem Japan im August 1945 kapituliert und die Siegermächte Jcs Z\\citen Weltkriegs
beschlossen hatten, das Land unter die Aufsicht der Kwmiwinrz  fiir den Fernen Osten (Fm
Eastern Conmission [FEC])’ LU stellen, trat fiir die de facto alleinige Besatamgsmacht USAdas Problem auf, \\,ie die Entmilitarisierung und Demokratisierung Japans möglichst schnell
und effizient durchgeführt n,erden  könnte.
Unter Leitung eines Suprenre Cmrnrmder  cf the Allied Pnwers (SCAP)? in Gestalt des US-
Amerkaners  General Douglas MacArthur  l\urdc daher ein Katalog \‘on Reformm&nahmen
erstellt, \\.elche  neben der Entmilitarisierung \.or allem Lum Ziel hatten, aus Japan einen
demokratischen Staat nach nestlichcm Muster LU machen.
Umfassende  Reformen Fanden  in den Bereichen Wirtschaft (Aufliisung  der z,aibn&‘),
Agrarsektor (Landreform; Enteignung der Grol.Zgrundbesitzer), Erziehungssystem
(Entidcologisierung der Schulbuchinhalte; freier Zugang LU Bildungsinstitutionen für alle
Be~~ölkerungsschichten)  und Politik statt.
Politische Reformen nährend der Besatzungszeit
Die politischen Reformen fanden ihren crkennbarstcn Ausdruck in der Formulierung der
japanischen Verfassung \orn 3. No\.ember  1946 (3. Mai 1947 in Kraft getreten). Da Japan nuch
dem Ende des Krieges auf so gut \\ie keine demokratischen Traditionen zurückgreifen konnte,
an denen sich die Reformer hätten orientieren können, \\urde die “Na~hknegs\,erfassunf”, \rie
sie oft genannt Ii,ird, zii~ar formell als modifizierte  Fassung der bis dahin geltenden Mciji-
Konstitution4 ausgegeben, stellte realiter aber eher ein neues Werk mit neuen Inhalten dar.
Im Unterschied zur Vorkriegszeit nird in der Nachkricgs\~erfassung  dem japanischen Volk und
nicht mehr dem Kaiser (Tenno) die Sou\.ertiit& übertragen. Das Volk kann seine nationalen
Rept-äsentanten  frei t\%hlen und auf diese Weise auch ein gefvisses  MaB an Kontrolle über
Legislatix~e  und Erekuti1.e ausüben. In den Territorialeinheiten auf substaatlicher  Ebene, d.h. in
den Ptitifekturen,  Städten und Kommunen”, besteht für die \\,ahlberechtigte  Bc~~ölkcrung
ebenfalls die Möglichkeit, die Gow.emeure  und Biirgermeister  son,ie die Pr~fekturparlemente
und Stadt\,crordnetcn-iKornmunal~~ersammlun.gen  direkt LU wählen.
2 \ lac.\rthur wurde untcrstiitzt durch ein Gcrzcr~tl  ikwfqi~~rf~rs  ((3 IQ) und wrschicdcnc 1 lilarbcitersttihc (.S?qfj
Scc‘tiorzx).  Das .\kronym S(‘t\P wird meist nicht nur l’iir die Person -\ IacXrthur,  sondern auch tlir das gesanltc
Reratergreinium verwendet: SC.\P untersland forn~ell der FEC‘.
3 ~ffihura~:  (icschiil‘tskon/.enie;  I ‘ntemehnitxw  erhändc nach der ir Leiji-~cstaocltioI1 [ lXh8, C.O.1, die sich
iiberwiegcnd aus I:alnilie~i~ehönlen  ~~is~uiunensetrteli  und sich sehr schnell zu ~lonopoluiitrme~nen
ent~vickeltcn. l>efinition aus: \lqer, 1 lans-Jiirgen Pohl, \l,anfred (fit.): Likkrherichf Ju~x~rz.  Bonn:
13undewentrale  fiir politische Bildung. 1904. S. S-L
4 Henennung  nach der Lleiji-.tia ( 186% 19 12), innerhalb welcher 1889 die vomelunlich nach preu8ischem Aluster
gostnltete \~erfrusung  dcs japanischen Reiches ((‘onstitution ol’ the lLnq”rc of Japan) bekanntgqxben  unrde.
5 Japan besteht aus 47 Präfekturen. die den liegicmn&ezirkcn  in lkutschland  1 ergleichbar  sind. ßei Städten
\vird in Jap,ul icbiets~iil7>ersch~~.~i~li  kschen grolkn (cities) und kleineren (Tonja) unterschieden; die
Alctropolen  I‘OlqO,  <MG~ und K>Gto besitxn I’riii’el;turstat~ls. Au- knappen Heschreibung der lokalen
Selbst\wwaltung und territorialen Organisation s. Kap. X (“1 .ocal Ciwemnxnt”) in KlSIIL IUI‘O,  Koichi:
l’olitics in L Lodern Japan. Tokio: Japan k:cho Inc., IV-3 13rd ed.], S. l-K)- 153.Die De~cntralisierung  der Macht durch die Einrichtung lokaler Selbst\~en\xltungseinheitcn  sollte
die Pakipation der Be\dkerung am politischen ProzeelS und, damit cinhcrgehend,  das
demokratische  Ber\dtsein der Bürger l‘iirdern. Die Autonomie der Lokaladministrationen 1st
allerdings durch die starke Abhängigkeit  \.on der Zentralregierung und -~ww~altung  deutlich
eingeschrankt.
Dem Kaiser - in der Vorkriegszeit  absoluter Herrscher  und Sou\,er2n - kommt in der “neuen”
Verfassung nurmehr eine symbolische Rolle 7,~. Er fungiert als Symbol des japanischen Staates
und der Einheit dcs japanischen Volkes; “seine Stellung beruht auf der allgemeinen
Überzeugung dcs sou\,eräncn  japanischen  Volkes” (Art. 1 jap. V~I-I‘.).~)
Die Institution des Tenn6 @dich abzuschaffen, ~\qte MacArthur  nicht, da ein solcher Akt mit
hoher Wahrscheinlichkeit für die Besatzungskräfte kaum mehr unter Kontrolle zu bringende
soziale Unruhen pro\xviert hätte. Die KompromiBlösun~  dcs SCAP, den Tenn6  sämtlicher
Herrschaftsbefugnisse zu entledigen, aber sehr wvhl noch als symbolisches Staatsoberhaupt
agieren zu lassen, hat Dazu gel‘iihrt,  daß die Mehrheit der japanischen Be\~ölkerung  das
Kaiserhaus nach i\ie \‘or achtet und ehrt, dem Tenn6 selbst jedoch keinen politischen Einllul3
mehr bcimiBt. Verschiedentliehe Bestrebungen konsenati\,er  Regierungen in den fünfLiger
Jahren, die Rolle dcs Kaisers aut‘zun,ertcn,  scheiterten.
Die Haltung der ehemals \-On  Japan kolonisierten oder annektierten asiatischen Nachbarländer
ist solchen Ambitionen gegenüber stets distanziert gewesen, zumal der 1989 \.erstorbene
Sh6\w-Ttxd7  in Gebieten \vie dem heutigen Nord- und Südkorea oder der VR China als
Verkörperung der japanischen Repression galt.
Der bis zum heutigen Tage am heftigsten umstrittene Artild der japanischen
Nachkriegs\.erfLlssung  ist der als “Friedensartikel” bekannte Art. 9. Intendiert als Garant eines
friedlichen, nie \vicder  zu aggrcssi\.en,  kriegerischen Handlungen l%higen  Japans. besagt er,
da13 das japanische  Volk “auf cn?g auf Krieg als Mittel der Staatsgeudt I...] und auf
Vernwdung wn Waffengevxlt als Mittel Lur Beilegung 1 on internationalen  Konflikten”
\,crzichtet.  Dewqen \\crcien \.on Japan “keine Land-, See- und Luftstreitkräfte oder sonstiges
Kriegspotential  unterhdten”.~  - In wlchcm Makk die Elastilitat dieses Artikels  im Laute der
Jahre strapaziert  l\wde, Leigt allein die Tatsache. dal.S, ohne den Verfassungste\t  lu tindcrn,seit 1992 die Teilnahme japanischer “Selbst~~crteidigungsstreitkräfte”  an PKO-Einsätzen der
UN0 erlaubt ist und auch praktikrt wird.
Die Esistew der Selbst\-erteidigungsstreitkräftc  (Self Dcfense Fortes ]SDF]) an sich ist dabei
bereits ein Teil der Interpretationgeschichte des Art. 9. Als eine gro1.k Awahl der in Japan
stationierten amerikanischen Soldaten 1950 zu Beginn dcs Korea-Krieges nach Südkorea
abzogen, nurde in Japan eine “nationale Polizeiresen~e”  ins Leben gerufen, die die
freige\\wdene Lücke im S!‘stem der inneren Sicherheit ausfüllen sollte. Diese Po1iLeircsen.e
~\wrde l\,enige Jahre später personell aufgestockt und 1954 offkiell CllS
Selbst\.crteidigungsstrei  kraft deklariert. Das Argument der Regierung (damals Kabinett
YOSHIDA Shigeru) lautete, daß das Verbot zur Unterhaltung militärischer Streitkräfte nicht das
Recht auf Selbst\.erteidigung  ausschließe. Auf Basis dieser Legitimationsstrategie sind die
Kapxitüten der SDF kontinuierlich ausgebaut und ihre Hxdlungsspielräume  erweitert \\orden;
\f,eder die Oppositionsparteien noch die Friedensbewegung konnten mit ihren Klagen auf
Ver~~ssungswidtigkeit  der Streitld‘tc  Erfolg erzielen.
Eins2tc.e  der japanischen SDF aulkrhalb japanischen Territoriums sind momentan nur im
Rahmen friedenserhaltender Maßnahmen unter der Ägide der UN0 und nur nach vorheriger
Zustimmung durch das japanische Prirlamcnt  n@glich.”
Die Nachkriegsreformen der Besatzungsmacht nahmen mit dem Beginn des Kalten Krieges
rasch eine qualitati\-e Wendung an. Das Ziel der Demokratisierung rückte angesichts  des
nxhsendcn kommunistischen Einllusses  in den Nachbarländern Japans in den Hintergrund, da
die USA fortan ihre Ambitionen forcierten, Japan zu einem Boll~verk  gegen den Kommunismus
in Asien zu machen. Daß die Reformen dennoch in anerkennens~\aerten~  Malje Ful3 fassen
konnten, legt nahe, da13 die Existenz  eines \i,ie auch immer niedergehaltenen oder unterdrückten
demokratischen Gedankengutes in der Vorkriegszeit nicht \‘erlcugnet  \\,erden  kann.
Entwkklungen nach der Wiedererlangung der Sou\‘ertinitüt  1952
Die ReformmaBnahmcn  reichten aus, um das demokratische S!stcm /.umindcst  so weit 1.u
stabilisieren, dal.3 “roll back”-Versuche in Richtung autoritircr Vorkriegsstrukturen  auf keinen
fruchtbaren Boden stielkn (abgesehen  Ion Minderheiten, die bis zum hcutigcn Tagt die
Wiedereinsetzung des Tenn6  als obersten Machthaber fordern). Nach dem Abschlul3  des
Friedcrwertrages  \vn San Francisco  ( 1951), durch a,elchcn  Japan im Jahr 1952 seine
Unabhtingigkeit  -gliedererlangte,  hatte sich in breiten Teilen der Be~~ölkerung  ein beachtlichesdemokratisches Bewxßtscin  ent\\kkelt. Der Wille zur Partizipation am politischen Prozel.3 fand
seinen \.ehementesten  Ausdruck in der grokn Protcstben,egung  \‘on 1960 gegen die Revision
des Japanisch-Amerikanischen Sicherheits\.ertrages  (AMPO).
Der gleichzeitig mit dem Friedcns\,ertrag  abgeschlossene, bilaterale Sicherhcits\.ertrag  Luvischen
Nordamerika und Japan stellt seit den fünfziger Jahren den Dreh- und Angelpunkt der
japanischen Sicherheitspolitik dar. Er besiegelte 1951 die “Westbindung” Japans und
beinhaltete bis Lur ersten Re\?sion  1960 deutliche Benachteiligungen für die japanische Seite.
So \\‘ar CS der US-amerikanischen Regierung möglich, ohne \,orherige  Konsultation der
japanischen Regierung ihre in Japan stationierten Soldaten zu kriegerischen Einsätzen in
Drittltindern  abzuordnen und damit Japan ohne seine Zustimmung als stillschnreigenden
Kollaborateur der USA fungieren zu lassen. Erst unter Ministerpräsident KISHI Nobusuke
( 1957-60) wurden die für Japan un\,orteilhaf‘ten  Passagen eliminiert und der Vertrag so
relidiert, da13 Japan den Status eines gleichn~ertigen  Allianzpartners erhielt. Die \.on
progressi\.er  Seite 1 Cl BUS Iwgeschlagene Altemati\,e,  Japan zu einem neutralen Staat zu machen
(“die Schi\,eiL Asiens”), schlugen die konsen,ati\.en  Krtifte in den Wind. - Einige Vorteile des
Vertrages dürfen indes nicht übersehen l\verdcn:
Die USA haben \r$ihrend der gesamten Nachkriegszeit als militärischer Schulzschild  Japans
gekvirkt. Durch die permanente Präsenz US-amerikanischer Truppen in den Militarbasen  auf
den fünf Hauptinseln Japans (insbesondere auf der siidlichen  Insel Okinawa) konnten die
Ausgaben der japanischen Selbst\-erteidigungsstreitkräfte  auf Sparflamme gehalten kverden.
Diese Einsparungen im Verteidigungsbudget kamen niederum der Ankurbelung der japanischen
Wirtschaft zugute. Kritische Stimmen \.er\\zeisen gerne darauf, daß Japan zw’ar sein
militärisches Vordringen nach Ost- und Südostasien aufgeben mulste,  seinen Eqxmsionismus
aber auf n~irtschaftlichem  Wege \.oranschieben  konnte - und dies yor allem deshalb, iveil seine
Verteidigungsausgaben den Haushalt kaum belasteten.
In aul3enpolitischer  Hinsicht \\,ird Japan i\qcn seiner starken Bindung an die USA oft
“Amerika-Hörigkeit” \-argehalten  und ihm eine lediglich rcakti\c AuBenpolitik  (Skhi\wt:
“Scheckbuchdiplomatie”) bescheinigt. 1 1 Die Bemühungen, eigenständige polikxhe Positionen
/.u bwehcn und die nirtschaf‘tliche  Starke mit einer adäquaten polikhen  Aulknwirkung LU
unterfüttcm, sind in der Tat erst seit den frühen neunziger Jahren erkennbar. Gleichwolhl  trifft
das Pauschalurteil  “n.irtschaftlicher  Riese, politischer Zwerg” nur bedingt zu, denn auch hintereiner reakti\.en  Aukkn- und Sicherheitspolitik steckt politisches Kalkül. Japan reagierte auf den
ölschock f.on 1973, indem es cinreisen,illigen  Iranern gegenüber die Visumspflicht lockerte
und sicherte sich - als extrem  \.on Rohstoffimporten abhängiges Land - durch diese Reaktion
immerhin ein gex’isses  Wohl\\vllcn des ölstaatcs.
11. Regierung und Parlament
Rerrierung: Ministerpräsident und Kabinett
Obschon die USA die Federführung bei da- Neugestaltung des politischen Systems nach 1945
übernommen hatten, \\urde in Japan kein pr&idcntielles  System nach amerikanischem Vorbild
installiert, sondern das parlamentarische  Modell mit Kabinett und dem Ministcrpräsidcnten  un
der Spitz der Regierung beibehalten. Die Rolle des Ministerpräsidenten erfuhr dabei, im
Vergleich zur Vorkriegszeit, eine enorme Auf\\-ertung,  da der Kaiser sämtlicher
Machtbefugnisse entledigt nurde und ein Teil dieser Befugnisse auf den Ministerpräsidenten
übertragen \\,urden.
Der japanische Ministcrprksident  besitLt  z,\\xr keine Richtlinienkompetenz nie der deutsche
BundeskawJer, doch sein Kontrollradius reicht n,eit iiber die Esekuti1.e  hinaus bis in die
Legislati\.e  und, formal betrachtet, sogar in die Judikati\~c.
Die Kontrolle über die Esekuti1.e  kommt ihm qua Verfassung zu, die ihn als VorsitLenden  dcs
Kabinetts auslveist (Art. 66) und ihm erlaubt, Staatsminister nach seinem Gutdiinken zu
entlassen (Art. 68). Da er an der Spike der Mehrheitspartei  im Parlament steht (zumindest
i\%hrend der 3%jahrigen  Herrschaft der Liberaldemokratischen Partei [LDP]; s. \ixzi ter unten),
kann er gleichzeitig auch die Lcgislatixc  kontrollieren. Bis LU \\.elchem  Grade dies tatsüchlich
geschieht, htingt freilich \.on \,erschiedenen  anderen Faktoren ab, beispieln6se von den
“Königsmachern” und den einflulk-eichen  “Drahtz,ichem”  im Hintergrund,  die den politischen
Entschcidungsfindungsprwel3  qualitati\. dominieren, oder 1 on der persiinlichen  Starke bL\\~.
Sch\\%iche  des MinistcrpCisidenten  selbst. Die Erlangung der Position ist also kcinesnegs eiwig
mal3gebend  für die Durchsetzungskraft des Ministerpräsidenten.‘?
Die Benennung des Ministerpräsidenten, die laut Verfassung aus den Reihen der
Kabinettsmitglieder erfolgen muB, hat während der jahrtehntelangen Herrschaft (195593) der
Likraldemokr~tischcn Partei Japans stets nur formell stattgefunden. Der LDP-Vorsitzendegelangte in der Regel automatisch LU diesem Amt, \\xs realiter bedeutet, daß die parteiinternen
Konkurrenzkirnpfe um den F%rtei\.ortsitz das eisentliehe  Machtspiel und Kräfkxwhtiltnis der
Akteure widerspiegeln. Wer \!wurn zum Partei\orsitxndtn  “ge\vahlt” \sird, \\urde im Vorfeld
von der Parteispitze in informellen Gesprkhen hinter den Kulissen “ausgekungelt”.
Die Judikati1.e  ist insofern \.on den Entscheidungen des Ministerprksidenten  betroffen, als
dieser die Richter und den Präsidenten des Obersten Gerichtshof Japans (OGH) bestimmt und
ernennt. üblicherw~eise  macht der Ministerpräsident aber keinen praktischen  Gebrauch \.on
seinem Bestimmungsrecht, sondern ernennt diejenigen Personen zu Richtern, die \‘orn OGH
\ w-geschlagen ocrden.
Das Kabinett besteht in Japan aus zn%ilf Ministern mit eigenem Ressort (Portefeuille)  sowie
Lveitercn  acht Mitgliedern mit Ministerrang, die jedoch kein eigenes Ressort besitzen. sondern
dem Amt des Ministerpräsidenten (Prime Minister? Office (PMO]) zugeordnet sind. Die
unterschiedliche institutionelle Anbindung sagt nicht unmittelbar et\\as über die Potentiale der
einzelnen Ministerien, Behijrden  und Ämter im machtpolitischen Kräftespiel ULK. Dem
Witschaftsplanungsamt  (E%onomic  Planning  Agencq  [EPA]) kommt z.B. gröl.kre Bedeutung zu
als etwa dem Ministerium für Arbeit (Ministq of Labor [MOL]).
Die einflulkeichsten  Ministerien sind das berühmt-beriichtigte  Ministerium für Internationalen
Handel und Industrie (Ministry of International Tradc and Industry  [MITI]), das
Finanzministerium (Ministry of Finance [MoF]), das AuBenminsterium  (Ministry of Foreign
Affairs [MoFA]) und das Justizministerium (Ministry of Justice [MoJ]). Die Konkurrenz unter
ihnen ist scharf, und \ver in n,elchem  Entscheidungsprozel3  die Oberhand gefvinnt,  variiert je
nach Anlaß (“issue”). Die Japanforschung hat bis heute keine einheitliche Meinung
her\wgebracht,  \\ie\‘iel “Macht” diesen Ministerien nirklich zugeschrieben n,erden kann.
Unbestritten ist mittlerw,eile,  da13 das MIT1 nicht nur im Laufe der Zeit an Einfluß auf das
\\.irtschaftspolitische  poliqmakin g verloren hat, sondern mit seinen regulierenden Eingriffen
htiufig auch kontraprodukti\ e Aus\Crkungen \~erursxhte.
Pxkuncnt
Ist das japanische Parlament in der Tat ein Hort der “Verant\~,ortun~slosigkcit  und
Pnicht\,erfessenheit”,l~ in der nur noch pro forma sanktioniert if.ird, was Bürokrrrten  zuvor
formuliert und ausgearbeitet haben’.) - Zur Beant~\wtung  dieser Frage gilt es, neben den
institutionellen Gegebenheiten  \.or allem die Dinge in Betracht ZLI ziehen,  die denGesetz~ebun~sprozel3  in Japan jenseits des formalen Abstimmungs\~cri‘ahrens  über Vorlagen
und Entn4rtc beeinf‘lussen.
Das japanische Parlament  besteht aus zn.ei Kammern, dem Ober- und dem Unterhaus. Im
Unterschied  zum britischen Z\\~ci-Kamliier-System  setzt sich das japanische Oberhaus
allerdings nicht aus Adligen zusammen, sondern aus \wn Volk gelr%hlten Vertretern. Und im
Unterschied zu Deutschland ist die rL\‘eite Kammer auch keine undcn.ertretung \f,ie der
Bundesrat, denn \‘on den 2.52 Sitzen im japanischen Oberhaus Lverden  nur 152 mit Politikern
besetzt, die aus Präfektun~~ahlkreisen  stammen. Die restlichen 100 rekrutieren sich aus
Prirteilisten,  für die die Be\.ölkerung  im sogenannten “nationalen Wahlkreis” (= ganz Japan als
e i n Wahlkreis) ihre Stimmen abgibt.
Die Mandatszeit eines Oberhausabgeordneten beträgt sechs Jahre, ivobei die Hälfte des
Oberhauses, also 126 Sitze, alle drei Jahre neu ge\\?ihlt  \\ird. Kur-x Das Volk \i%hlt alle drei
Jahre 136 Oberhausabgeordnete für eine Mandatsreit x.on sechs Jahren.
Sinn und Zftwk des japanischen Oberhauses sind seit seiner Einrichtung als gei\?ihlte  Kammer
(\w und \\%ihrend  des Krieges stammten die Mitglieder aus dem Hofadel oder waren \‘orn
Kaiser ernannt \\wden) umstritten, denn das Unterhaus kann das Oberhaus in allen
Angelegenheiten überstimmen. Das Oberhaus kann - und dies im Grunde auch nur dann, lvenn
die Opposition die Mehrheit in dieser Kammer stellt - den Lcgislati~~prozelZ  \.ev.ögcrn,  allenfalls
blockieren, und mit der Möglichkeit  kalkulieren, dal.3 die Regierung eine GesctLcs\,orlage,  der
das Oberhaus nicht zustimmt, an die Schlichtungskommission lveiterleitet  und dieses Gremium
dann eine für beide Seiten tragbare Fassung her\wbringt.  AuHer der htiheren  Kontinuität, die
das Oberhaus durch die sechsjährige Venwikeit der Abgeordneten und durch seine
Unautliisbrirkeit  aufn.eist, sind ihm somit kaum sinnstiftende  Attribute zuLuschreiben.
Interessant ist das Oberhaus indes fiir diejenigen, die sich einen differenzicrteren  überblick über
das politische Meinungsspektrum in der japanischen Politik \,erschaffcn Liollen,  da das
Oberhaus quasi ein Esperimentierfeld für Kleinstparteien  und Gruppierungen \,erschiedenstcr
Coulcur darstellt. Besonders seit den parteipolitischen Turbulenxn nach 19% (s. Kap. V)
tummelt sich in dieser Kammer eine bunte Palette Ion Abgeordneten, die durch Koalitionen,
Abspaltungen und Mobilisierung auf aul.~rparlamentarischer  Ebene ihre Ideen und Ziele Lur
Geltung  Y.U bringen \.ersuchen.
Wie aus der obigen Schilderung bereits erkennbar,  kommt dem auf \,ier Jahre gcn%ihlten
Unterhaus in Japan die tragende Funktion im Abstimmungs\erfahren  über Geset~cs~wlagcn
/u. Doch ist \.or einer ÜtxrschätLung  seiner Rolle Vorsicht geboten, zumal  den Pnrlamcntariem
insgesamt /.um einen  durch die starke Ministcnalbilroliratie  und /um anderen durch die9
Abhtingi&zit  \‘on finanziellen Zwcndungen jed\\cder Prcxcnienz  (hauptsächlich natürlich aus
der Wirtschaft) Fesseln angelegt sind. Um sie abzustreifen,  bedarf es einer gut ausge~vogenen
Kombination aus Sachkenntnis, Fingerspitzengefühl  und Vermittlungsgeschick. Es ist iveniger
die GlaubnTirdigkeit  nach aukn hin entscheidend denn die Fahigkeit,  seine Interessen in
informellen Absprachen hinter den Kulissen (jap.: nerwtr~twhi)  erfolgreich eiwubringen.
Eine in der Regel recht \\kksame Methode für den Ministerpräsidenten, einem allzu
eigenmkhtigen Handeln des Unterhauses \.orzubeugcn,  ist seine Aulliisung.  Diese
Miiglichkeit,  \.on der nicht nxznige japanische Ministerpräsidenten \\%hrend der Nachkriegszeit
Gebrauch gemacht haben, dient ebenso dazu, die politische Linie der Regierung bL\i-. des
Regierungschefs  mittels Neunahlen durch das Volk bestätigen zu lassen.
Unter Ministcrpr&sident  NAKASONE Yasuhiro  (1983-87) erlangte eine Konsultati\kXitution
Bedetung,  die man als shingikai, als “administrati\.e  Beratungsgremien” (Gesine Foljant\,-Jost)
oder “Beratungsbeirtite  der Regierung” (Wolfgang Seifert) be,xichnet.  Sie setzen sich aus
Vertretern  \~on Wirtschaft, Wissenschaft, Genxxkschaften  und Journalismus zusammen und
loserden  cnt\vcder  \‘on den Ven\,altungsbehörden  der Zentralregierung beauftragt, bestimmte
Sachthemen LU criirtern, oder tragen auf eigene Initiati\Te  hin zur Politikformulierung bei.
NAKASONE bediente sich tiber die offiziellen shingikni hinaus einer Reihe von informellen,
pri\~aten  Beratungsgremien,  die cr insbesondere für die Planung einer Venvaltungsreform
einsetzte. Die 300 bis 250 shingikni haben z\var keine Bestimmungs- und
Durchsetzungsbefugnisse, sind aber nicht unbedcutcnd  für die Informationssammlung und
sorgen auch dafür, daß die Positionen der Regierung über die Medien in die Be~%ilkcrung
diffundieren, so da13 die Haltung der Öffentlichkeit zu geplanten Reformen und politischen
Maljnahmen  “getestet” lverden  kann. Die Beratungsarbeit der shirzgikai  stellt damit Lviederum
ein Instrument dar, das Ministerien  und Regierung für ihre Z\\~ecke  nutzen  können. Nach
Einschtitzung  des US-amerikanischen Politilw~issenschaftlers  Frank SchLvartz  sind die
“Funktionen des Parlaments, welches die Nation repräscnticrt, /.unehmend  beeintrkhtigt
\\wden durch die unabhtingigcn,  informellen Beratungsgremien,  die alle für sich in Anspruch
nehmen. eine bestimmte Repr&entati\ität in ihrem jebveiligcn  Politikfeld LU \xx-körpern.“‘-’
Unabhängig wn ihrer positi\-cn  Rolle als Moderator konfligiercnder Interessen stellen die
administrati\-en  Konsultationsgremien damit einen \\.eiteren  Hemmschuh für die
Durchsctzungskruft  des Parlament dar.10
Die Unterhausabgeordneten, 51 1 an der Zahl, l\xrdcn bislang per Eitvelstimmabgabe in
sogenannten “Mehrerxxhlkreisen” gew%hlt,  in denen pro Wahlkreis bis zu sechs Mandate
\.er,gcben \\a-dcn konnten. Dieser Modus, nach dem in den kommenden Unterhauwahlen nicht
mehr \.crt’ahren werden soll (s. Kap. V), brachte einen harten innerparteilichen
Konkurrenzkampf mit sich, dem sich \w allem die Kandidaten der LDP ausgcset/t sahen.
Ein Beispiel: Angenommen, da13 in einem mittclgrol3en  Wahlkreis  \?er Mandate LU vergeben
sind, besteht für alle Parteien, die in dicscm Wahlkreis Kandidaten aufstellen miichten,
t h e o r e t i s c h die Chance, bis LU \ier Parteigänger  “durchbringen” zu kiinnen. Da dies
jedoch in der Realität allcnlalls  einer absolut überlegenen Mehrheitspartei gelingen kann, bangt
der Erfolg mal&eblich  \on der prtiisen Chancenberechnung ab, nkiele bai,. \i,ie \\xnigc
Kandidaten ins Rennen zu schicken realistisch ist. Da13 alle Kandidaten aller Parteien m$$chst
\.icle Stimmen auf sich LL~ \,ereinigen  suchen, liegt auf der Hand, bedeutet aber gerade im Falk
\‘on Mehrenvahlkreisen,  daß mehrere Kandidaten, die für ein und dieselbe Partei antreten,
miteinander  um die Wählergunst konkurrieren. Daher \\.ird auch oft geurteilt, die LDP in Japan
sei gar keine “richtige Partei”, denn ihre Parteigänger  \\.ürden  sich in den Wahlkreisen eher
gegenseitig ausstechen, als da13 sie geschlossen hinter einem Parteiprogramm stünden und für
dieses einträten.
Um die Gunst der Wähler zu erhalten, bedient man sich entsprechender Kiider  (Geschenke
materieller und immaterieller Art, Versprechungen usn~.), die meist ziemlich kostspielig sind.
Und damit schliel&  sich der Kreis: Denn um den hohen finanziellen Auflfxnd beu%ltigen  zu
kiinnen, buhlen  die einzelnen Kandidaten um Parteispenden aus der Wirtschaft.
Die LDP als Regierungspartei und Mehrheitspartei im Parlament hatte n,ährend  ihrer 3%jährigen
Herrschaft alle Chancen, spezifische poliq~making-Mechanismen  zu konsolidieren und
Verhaltensmuster zu perpetuieren. So nwen Gesetzestextformulierungen txler die Aufstellung
des Haushalts \‘on den Arrangements z\\.ischen  Bürokraten und sogenannten zoku-
Abgeordneten bestimmt, \\x4xi letztere eine besondere Spezies \.on Parlamentariern darstellt. l 5
Es handelt  sich um sachpolitisch ausgerichtete Esperten  in einem bestimmten  Politikfeld
(Agrwpt~litik,  Umn.eltpolitik,  Verkehrspolitik UN‘.), die durch langjtihrigc  Arbeit in ihrem
1 nteressensgcbiet  Erfahrung gesammelt haben und dadurch den ebenfalls erfahrenen
Ministerialbeamten  fachkompetent entgegentreten kiinnen. Sie schlickn sich lu Gruppen
/usammcn (daher der Begriff mku, dt. “Stämme”), die unabhängig wn den personell
gebundenen innerparteilichen Fktionen  (s. Kap. »Pali tische  Parteien«), denen sic angehiiren,ihre sank die Partikularinteressen  ihrer aulkrparlamentarischen  Klientel l’ertreten. Dadurch






den oft miteinander konkurrierenden  ministeriellen Fachressorts;
den estcrnen Interessengruppen (\,.a. Wirtschafts\.erbände)  und den Ministerien; und
auch /xischen diesen Interessewerbänden und der Politik, indem sic laktisch als
Lobb\,istcn  ihrer aul.Serparlamcntarischen  Interesscnklicntel  agicrcn.
Es gibt somit durchaus Parlamentsmitglieder  in Japan, die, mit hoher Sachkenntnis ausgestattet,
der \ielbcschLvorenen  Macht der Büroknitie  Paroli bieten kiinnen.  Und auch die Opposition, die
bis 1993 in der [L~cstlichen  Presse meist eher durch ihre sonderbaren Filibustcrwrianten oder ihr
demonstratives  Fernbleiben \‘on Abstimmungen als durch konstruktive  Oppositionsarbeit
aul‘gcl~allcn  ist, hat Pdrti~ipationsnischen  gefunden. Die LDP hat die Forderungen der
Opposition sehr wohl Lur Kenntnis genommen und auch berücksichtigt - \vcnngleich  dies für
auknstehende Beobachter nicht immer unmittelbar erkennbrir  gcu’esen  ist. Eine Strömung
innerhalb der japanischen Politik\vissenschaft  bczcichnet  den Mechanismus, nach ii4chem die
überiviegend  konsensuale  Entscheidungsfindung in der Politik ablüuft, daher auch als
“geregelten Pluralismus” (patterned pluralism): Pluralismus “ja”, aber mit nach ungeschriebenen
Regeln  \,ergebenen  Mitspracherechten für Interessenvertreter, die nicht dem “eisernen Dreieck”
aus LDP, Wirtschaft und Bürokratie angehören.16
Solange in der japanischen Politik die Gleichung LDP = Mehrheitspartei im Parlament =
Regierungspartei aufging, kann man \‘on einem standardisierten Legislati\,prozel3  sprechen, in
dem die Regierung auch die MehrlAhl  der Gesctzesvorlagcn  einreichte. Innicu~eit  sich
spezifische Muster und Modi in Zukunft i,erändem  Lverden, in\f.ien.ei  t die Bürokratie den
Politikern das Feld der Planung und Entscheidung überlassen muß und in\vic\veit  das Parlament
als Akteur sich mehr Eigenstandigkeit  und Respekt \,erschaffen Kinnen  u,ird, bleibt  Lunächst
der Spekulation  überlassen. Die Reformen der \.ergangcnen  drei Jahre in den Bercichcn
Parteienfinanzierung, Vcnwltung und Wahlqxtcm, die auf eine griikkre  Transparenz des
Prozcsscs, auf ein Zurückdrängen der bürokratischen  Macht und auf die Formierung eines
“idealtypischen”  Zn eiparteiens)xtems  ab&elen, i\,erden  in den kommenden Unterhausnxhlen
einem ersten Wirksamkeitstest unter/xjgen  nrerden. Letz.tlich  ist auch der Wtihler nicht 7.~113
\‘ergessen, der mit seiner Stimme sein Interesse an Repräsentanten bekunden kann, die die
überholten, \,erkrusteten  Strukturen tatsächlich aufLubrechen  \.ermiigen.
111. Politische Parteien
Zu den Merkmalen einer funktionierenden  Demokratie gehören, unter anderen, die
Miiglichlichkeit Lur kollekti\.en  Interessenartikulation, zum freien Zusammenschlul3  LU
politischen Parteien (Interessenaggregation) so!\.ie die Garantie einer Rechtsstaatlichkeit, die aul
einer effekti\.en  Bürokratie und einer unabhängigen Justiz basiert.
Nehmen i\ir diese Kriterien zum Makktab, so dürfte es um “ordnungsgemäkk”  demokrrltische
Verhtitnisse  in Japan nicht all~.u schlecht bcstellt  sein. Es gibt jedoch in Japan
Eigentümlichkeiten, die mit den Lvestlichen  Vorstellungen \‘on Parteiorganisation, Partizipation
und Verl\altungshandeln  nicht gänzlich übereinstimmen.
Da5 Parteienspektrum bis 1993
Wie bereits mehrfach envähnt,  galt die Libcraldcmokratische  Partei Japans z\rischen 1955 und
19593 als die rcle\znte politische Partei schlechthin: neben ihr t\aren - Lumindest  oberflächlich -
fxst alle anderen Parteien als starke Akteure \,ernachlässigbar.
Während der genannten  Zeitspanne stellten die Sozialisten bz\\,. Sozialdemokraten1  7 und die
Kommunisten die wichtigsten Oppositionsparteien. Grundsätzliche Meinungs\.erschicdenheitcn
zivischen  dem konservati\.en  (LDP und Anhängerschaft) und dem progressi\,en  Block
(SPJISDPJ, KPJ und Gefolgschaft), nie man die beiden Lager in Japan zu bezeichnen pflegte,
traten \‘or allem in Fragen der Verfassungskc~nformität  der Selbst\,erteidigungsstreitkräfte,  des
Sicherheits\,ertrqes  mit den USA und dem Bckcnntnis  zu Natioalh\.mne  und Nationalllaggc
auf.
Zum Nicht-LDP-Block gehörten neben  SPJISDPJ und KPJ auch die Dcmokrcitisch-
Sozialistische Partei (DSP, 1960- 1994)), die buddhistische K&zeito  ( 1964- 1994) und
xitweilig einige kleinere Parteien \\,ie die So~ialdcmokratis~hc  Liga (Shnmiwerz,  191978-1994)
oder der New Liberal Club (NLC, 1976 19X6)), die sich von der SPJISDPJ bov. der LDP
abgcspaltcn  hatten. Die Distanz dieser Parteien /.ur LDP führte jedwh nie Y.LI einer Koalition, die
die Dominanz der Liberaldemokraten hätte brechen  können.13
Die DSP, die sich 1960 als Abspaltung des rechten Flügels \-on der SPJISDPJ gegründet hatte
und Zeit ihres Bestehens genau wie diese in extrem hohem Malje \.on der personellen und
finanziellen Unterstützung  des ihr nahestehenden Gen.erkschaftsdachl.erbandes  abhtingig
gen’esen  ist, 18 Iwstand  sich gerne als japanische  Variante der deutschen SPD. Doch sie hatte
niemals den Charakter einer Volkspartei und erlangte auch nie die Regierungsmacht.
Die Kfimeitc?,  ZU deutsch “Partei für saubere Politik”, \var der politische Arm der
buddhistischen Laienorganisation S6ko Gakkni (etiva: Studiengesellschaft  zur Schaffung \.on
Werten), einem Zweig  der grokn Sekte AChiren. Ihre Unterstützung bezog die K&~zeitcY
deshalb auch \‘orxiegend aus den ca. 8 Millionen Haushalten,  die der Sfikn Gczkkai als
Mitglieder angehören und entsprechend fiir die Partei mobilisiert werden konnten.
Aulkr der KPJ, der SPJISDPJ und der “Rest-LDP” haben sich mittlemreile  alle anderen
Parteien in der neuen, grolfien Oppositionspartei Shinshint6  (Neue Fortschri ttspartci ; New
Frontier Party) /.usammengeschlossen.  Sogar die K&zeitfi ist bis auf ihre Organisationen aut
lokaler  Ebene, die sich nun nur noch K6mei nennen, in der Shinshintc? aufgcgangcn.  Die
Säulen der Shirzshirztc? stellen neben der K&neitc? zw.ei Parteien, die sich 1993 und 1993 als
neokonser\~ati\~e  Abspaltungen \.on der LDP selbständig gemacht und in Opposition zu ihr
gegangen sind. Auf diese neuen Konstellationen in der japanischen Parteienlandschaft u,ird in
Kapitel V näher eingegangen.  Zunächst nämlich sollten einige Charakteristika japanischer
Pxteiorganisation und -strukturen  betrachtet werden.
Parteistrukturen und Parteiorganisation
Ein zentraler Begriff in der Analyse japanischer Parteistrukturen ist der der F a k t i o n bziv.
des F a k t i o n a 1 i s m u s . Da der japanische Begriff für Faktion, habarm, im Deutschen
immer noch oft und f%lschlicher~~~cisc  mit “Fraktion” wiedergegeben n,ird, sei der Unterschied
znischen beiden kurz erläutert.
Bei einer Parteifraktion. beispielweise im deutschen Bundestag handelt es sich um eine
Gruppe von Mitgliedern cincr Pxtci A, die geschlossen als Fruktion  der A-Partei im Bundestag
auftrctcn  und sich von den Fraktionen der B-, C-Parteien LIW‘. LLI unterschcidcn  bemühen. Eine
Faktion hingegen ist eine innerparteiliche Gruppierung, die mit anderen Fuktionen  in der Partei
und auch in der Fraktion konkurriert.
Die japanische LDP gilt als Paradebeispiel einer aus Faktionen zusammengestellten Partei,
deshalb schauen \\,ir ihre Struktur näher an.14
Spiittische  Zungen behaupten gerne, die japanische LDP sei if,eder liberal noch  demokratisch
noch eine Partei. Und da13 sie keine Partei sei, liege an den \.erschiedenen  internen Faktionen,
die mehr mit ihrer Konkurrenz untereinander beschäftigt sind, als da0 sie sich mit der Partei und
einem gemeinsamen  Ikteiprogramm identifizieren. Die Faktionenanzahl  in der LDP sch\vankte
n%ihrend ihrer Herrschaft znischcn 13 und 4; nahezu im Turnus Lvurden von der Parteispitze
Absichtserklärungen \,erbreitct, die habat.w aufzulösen, doch solche Versuche scheiterten
kkiglich.  Selbst nach der offiziellen Aufliisung  der fünf LDP-Faktionen, die nach dem Austritt
der “abtriinnigen” Parteimitglieder in den frühen neunziger Jahren noch \,erblieben  wwcn,  sind
heute nach \vie \‘or Tendenxn ckennbar,  da13 sie sich nsieder zusammenfinden, oder treffender:
da13 sie sich realiter gar nicht aufgekist  haben. Ein triftiger Grund für das Bestehen der
Faktionen lag im Parteispendcm~crtahren.  Denn Spenden aus der Wirtschaft sind rcgclmä13ig  an
die Faktionsbosse und nicht an die Parteikasse selbst geleitet norden. Begünstigend n?rkte
überdies das \\,eitcr oben erläuterte Mehrer\\.ahlkreissystem,  v,elches den Konkurrenzkampf der
Kandidaten aus j,crschiedenen  Faktionen befliigelte.
Die Faktionschefs in der LDP scharten ihre Anhängerschaft um sich, iveil sie sich durch ein
enormes  Geschick im Acquiriercn von Spenden auszeichneten.  Für junge oder neue
Parteigänger,  die eine politische Karriere in der Partei anstrebten, w‘ar es nahezu unerläßlich,
sich einer Faktion anzuschliekn, um die extrem hohen Wahlkampfkosten aufbringen zu
können. Die indkiduelle Bindung an einen Faktionschef \f’ar daher personeller und nicht
ideologischer Natur. l9 Laufbahnskizzierungen hoher LDP-Politiker enthalten immer auch
Informationen darüber, n,elcher  innerparteilichen Faktion der Betreffende angehörte. Dadurch
können Aul3enstehendc  ihn “zuordnen”. Auch i\.cnn \.on anderen Seiten Finanzierungshilfe  für
Wahlkämpfe gelvvährt  nurde und die ökonomische Abhängigkeit eines Politikers \x>rn
Faktionschef‘ dadurch abgenommen hatte, i++rkte die Faktionszugehörigkeit auf idcellcr  Ebene
immer noch als Identifikationsmoment.
Wenn eine Faktion sich berei tcrkltite, einen AnwLtrter  X auf den Partei\ orsitz zu unterstüken -
und dies bedetitete  in der Regel, den Ministerpräsidenten in spe OI unterstützen - erlearteten  die
Fuktionsbosse,  im GegenLug  für diese Gunsterweisung \.on dieser Person auch belohnt LU
ifwden, z.B. mit einem Ministerposten im Kabinett \.on X. Solch einem Minister sind dann
freilich auch Möglichkeiten gegeben, in Form \vn Posten- und Ämterverteilung seinen
Faktionsmitglicdem  Lurn politischen Aufstieg LU \,erhelfen.  Da auf Seiten aller Beteiligten eine
gewisse Anspruchshaltung bestand (“Eine Hand wkscht die andere”), ist nachwllziehbar,
wrum die Fluktuation in den japanischen Kabinetten deutlich hiiher  \t,ar/ist als in den15
Regierungen \wgleichbarer westlicher Demokratien. Kabinettsumbildungen fanden häufig nach
weniger als 20 Monaten statt, \\.eil der Regierungschef sonst nicht allen Wegbereitern seiner
Karriere hätte gerecht \\,erden  können.
Ein \\,eiterer  wichtiger Begriff, der niederum vor allem auf die LDP-Struktur zutrifft, ist der der
kherzkni. Als kfienkai bezeichnet man die lokalen Unterstützerorganisationen  an der Parteibasis,
die mit permanenten Kampagnen für einzelne Politiker “PR-Arbeit” leisten und Spenden
sammeln.
Die Spitzenpolitiker  in der LDP in Tokyo  sind in erster Linie Karrierebürokraten oder
Partcigänger, die mit dem Wahlkreis, aus dem sie stammen, noch enge Verbindungen
aufrechterhalten. Letztere  rekrutiert die Partei häufig aus den Pr2fekturparlamenten  w?c auch aus
der näheren Vetx.andtschaft  (Ehegatte, Bruder, SohniTochter  etc.) bereits bekannter Politiker.
Ansehen und Bekanntheitsgrad \.on Personen aus regclrcchten “Politikerdqnasticn”  (Manfred
Pohl) garantieren eine gelvisse  Anzahl fester Stimmen in den jen,eiligen  Wahlkreisen. Der
IntormationsfluB  \.on der lokalen Basis Lur Zentrale in Tokyo,  auf den solche Politiker
angwiesen sind, \irenn sic Fvcitcrhin “straljenkundig”  bleiben möchten, geschieht dabei über
die k&nkczi.
Die übrigen großen Parteien greifen aulkr auf lokale koerzkni auch auf die Unterstützung des
landesneit organisierten Apparates zurück, der ihnen nahesteht, d.h. SPJISDPJ und DSP auf
die gro13en Geiverkschaftsdach\.erbtinde  und die K&treitci auf das Shka Gnkkai-Nctr.. Seit der
Formierung des großen Genrerkschaftsdach\.erbandes  Reng6 1989 (s. Kap. IV) und den
politischen Umbrüchen 1993 hat die finanrielle UnterstiitLung  von SPJISDPJ und DSP durch
die GeI\,erkschafts\wbände erheblich nachgelassen. Die hier geschilderte Situation i\,ird daher
wmutlich  bald der Vergangenheit angehiircn.
Die KPJ stützt sich auf ihre ideologisch fixierte Anhängerschaft und ist die einzige Partei,  die
ihre finanziellen Auf\\cndungen \.on\,iegcnd  aus Zuw,endungen  \-on Mitgliedern und
S\.mpathisantcn  bestreitet. Da es bis zu den Reformen  in jüngster Zeit keine staatliche
Parteienfinanzierung in Japan gegeben hat, if’arcn die Parteien auf Mitglicdszuträge  bzw.
Spenden angewiesen. Da13 gerade die Spendenpraxis ~.u Korruption verleitet, bedarf keiner
näheren Erläuterung. Dal?~ die Spendenpraxis in Japan allerdings dergestalt \,erlief, da13
\.omchmlich  die Faktionsbosse und nicht d i c P a r t e i die Zuwendungen erhielt, macht um
so \.crständlicher,  v.eshalb  die LDP mit ihrem gut funktionierenden Re;ripror.itätsnctzlfwk  so
lange an der Macht bleiben konnte: Für die Zwcndungen  aus der Wirtschaft erxziesen sich die
Politiker erkenntlich. indem sie eine im Rahmen ihrer Möglichkeiten unternehmerfreundliche
Politik fiirdcrten. Wenn die Bürokratie sich dementsprechend mit Auftrags- und Lizenzwrgabc
an ausge\\%ihltc  Unternehmen einbrachte, hatte dies für die Kandidaten in den Wahlkreisen den16
zusätdichen  positi\.en Effekt, ihre Wähler mit dem Versprechen  locken zu kiinnen,  da13
Insdustrieansiedlung, Inl‘rastruliturausbau  uw . der Region \\dschaftlichen Aufschwung
1 erlcihen \\wde.
Selckti\.e Lir.enz\~ergabe wu- aulkrdem ein Kernstück der staatlichen Wirtschaftsregulierung
und führte unter anderem LU den berüchtigten &zrzg&Praktiken  (“bd rigging”),  d.h. LU
gesetzlich unerlaubten Absprachen c.\\kchen  PolitildBiirokratie  und Industrie bei
Ausschreibungen für öffentliche Projekte. Die Regierung kommt dabei mit Vorliebe japanischen
Anbietern entgegen, denn sie \\%ihlt  nach dem Kriterium bereits in Japan absol\3erter  Leistungen
aus, \\dche Unternehmen sich überhaupt am Anfebc~tsn,etthel\,erb  beteiligen dürfen.
IV. Interessengruppen und Bürokratie
Interessengruppen
Die wichtigsten japanischen Interessengruppen kann man in drei Typen ldassifi~ieren:
a) die \%x- groRen Wirtschafts\.erbande;
b) die Agrargenossenschaften
c) die Gen.erkschafts\.erbändc.
Die Anordnung a) bis c) driickt dabei auch ihr Genkht in der politischen Entscheidungsfindung
aus.
Wirtschrtl‘ts\.erbände
Durch die in lvestlichen  kndern häufig anzutrcffendc Überschätzung des Einflusses \‘on
Wirtschufts\,erbänden  auf politische Entscheidungen in Japan hat sich ein Bild \wfestigt. das
den realen Gegebenheiten nicht mehr entspricht. Zum einen haben Akteure in der Politik, \\.ie
/.B. die ,oku-Abgeordneten, an Bedeutung gcwonncn,  und /um anderen ist die Be~~ölkerung
nicht mehr um jeden Preis bereit, zugunsten dcs \\3rtschaftlichen  Aufschivungs  Verzichte in der
Lcbcnsqualität  /.u üben.
Der im Ausland bekannteste Wirtschafts\ a-band ist der Keiclmvm. ein Zusammcnschlul3  \.on
Wirtschaftsorganisationen. Die häufig an~utreffcnde  ÜbersctLung  als “Untcrnehmer~~erband”  ist
irrefiihrend, da im Kdmtw~ zwar 916 Grd.Suntcrnehmen  Mitglieder  sind, der griil.kre Teil der17
Mitgliedschaft aber aus 1 19 ~\~irtschaftlichcn  und industriellen Fachverbänden besteht.70  Der
Kei&nren \var der zentrale Verteiler \‘on Parteispenden an die LDP bzn~.  ihre Faktionschefs, so
da13 die LDP-Politiker nach dem Verlust der Dominanz in Parlament und Regierung 1993 auch
mit Unruhe beobachteten, n,ie in diesem Verband laut über die Unterstützung  der neuen
Parteien  statt einer w,eiteren  Unterstützung der LDP nachgedacht nurde.
Eine herausragende Rolle spielte und spielt der jelveilige  Pnsidcnt dcs Keihzren,  zur Zeit z.B.
der Vorsitzende der Toyota Motor Corporation,  TOYODA Shoichir6.  “Seit seiner Gründung
\i.ar in der Kri&znren-Führung  stets die jen.eilige  Schlüsselindustrie dominierend, also jener
Wirtschaftssektor, der gerade in der japanischen Industriepolitik die zentrale Rolle spielte; dabei
ging die Entivicklung  \.on der Schl\erindustrie (Eisen und Stahl) zur Energie\f?rtschaft  und \‘on
dort zum Dienstleistungsbercich.“~~ Gute Kontakte zur Re&xungsbürokratic  und zu den
Spitzenpolitikern durch informelle und institutionalisierte Konsultationen z\\ischen Kei&nren-
Vertretern und Politik haben n$ihrend  der gesamten Nachkriegszeit das »Eine Hand wascht die
andere«-Prinzip gefestigt, das zu in anderen Industrienationen  zneifcllos als illegal betrachteten
Aktivitäten  führte, beispielsu,eise  im Bereich der Monopolbildung. Der Keickrnren  wird nicht
zuletzt deshalb auch gerne als das “Parlament der GroBindustrie”  bezeichnet, der Vorsitzende
entsprechend der “Premierminister der Großindustrie”. Oft genug kennen sich Elitebürokraten
und Spitzenfunktionäre aus Politik und Wirtschaft/Indsustrie  noch aus Uni\xrsitätszeiten;
solche Verbindungen haben in Japan ungleich längeren und festeren Bestand als in anderen
Industrienationen, zumal die Universitäten in Japan eine Rangordnung auflvcisen  und bis heute
eine bcttichtliche  Awahl einflußreicher  Persönlichkeiten der Elite(n) Absolicnten der
angesehenen Universität  T6kl.B (T&itri) sind. Aufgrund von Heiratspolitik und ähnlichen
Bindemechanismen gehiirt die Mehrheit des inneren Zirkels innerhalb der politischen,
bürokratischen und rvirtschaftlichen  Eliten überdies LU den sogenannten keibatsu, den etlva 40
“Familiengruppen”, in deren Ahnenreihen sich Ministerprüsidenten,  hohe Industrielle etc. bis
hin I.U Mitgliedern der Kaiserfamilie  finden.22
Neben  dem  K&fmzrerz zahlt der Arbeitgeben,crband  Nikkeiren  LU den  \.ier groBen
Wirtschaftwerbtindcn.  Nikkeiren i\‘ar ursprünglich als Gegenge~\~icht  zu den in der frühen
Nachkriegweit enorm an Eintlul3 gen.innenden  Geu,erkschafts\.erbänden  gegründet \\.orden
und sieht daher seine Domäne auch eher im Bereich tariflicher und arbeitsrechtlicher Fragen.
Als Gegenüber der Ge\~~erkschafts\wbäncie  steckt der Niklkeiren analog zu diesen den Rahmen
der alljährlichen Tatif\,erhandlungen  ab. Da der Arbeitgeber\wband naturgemäB  das Pendant18
Lurn Arbeitnehmenwband darstellt, kann man die Rolle des Nikkeil-erz in Japan nicht
einschätzen, ohne die Entnicklung der Ge~~,crkschaftsbe~~,e~ung  CinLubeziehen.  Letztere hat in
den \.ergangenen  Dekaden  trok Vertretenseins in Beratungsgremien (shi@xzi) und Gründung
eines grokn Dach\.erbandcs  (s. Lveiter unten) so \,iel an Durchsetzungskraft \,erloren,  da13 auch
der Nikkeirrlz  eines Teils seiner rczison cl’i?tre  \.erlustig  ging.
Die Funktion dcs Nikkeiren  lag, im Unterschied zum Keidmren, stets Lr.eniger  in der
Interessenartikulation der Wirtschaft gcgcnüber  der Politik als -vielmehr  in den oben genannten
Aufgabenfeldern. Gleichnvhl gilt er als rclcxmter Akteur, denn cr ist das offi&clle  Sprachrohr
der japanischen Arbeitgeber in der lnterncztionczl  Labor Org~zni:tztion  (ILO) und richtet in Japan
auch scinc eigenen Vorschläge ~LI arbeitspolitischen Maljnahmen  an die Regierung.
Seit seiner Etablierung im Jahr 1948 wirkt der Nikkeiren als StütLc  des japanischen
Managements bei Konflikten in den industriellen Beziehungen.  Wahrend  der Phase der grokn
Arbciterstrciks  in den fünfziger und frühen sechziger Jahren iiurde Nikkeiren als
“kämpftrischer Verband” bekannt, doch im Zuge der drastisch nachlassenden,  zu blolkr
Ritual\,ollstreckun~  degencrierten  Lohnoffcnsi\.en  der Ge~verkschaften  im Frühjahr (.shntfi) ist
auch der Kampfgeist der Manager obsolet gxwden.
Dritter im Bunde der \ier grolkn Wirtschafts\,erbände  ist der Ausschu1.J  für Wirtschaftliche
Ent~vicklung  (Ke&zi DGyUklzi, rvobei die dt. Übersetzung sich an der engl. Bezeichnug
Conznzittee ,jiv Econonzic  Developnzent orientiert). In ihm beschäftigen sich führende
Geschäftsleute Japans mit poliq.-Studien Lur japanischen Wirtschaft. Die Organisation trägt
aktiv und effekti\, Lur nationalen und korporati~xn  Politikformulierung bei. Sie ist eine prilxte,
nicht-profitorientierte und parteineutrale Organisation; die Mitgliedschaft basiert, im Unterschied
LU den \wgenannten  Vert%nden,  auf individuellem  Beitritt (ca. 1 S(X) Geschäftsleute, darunter
auch Frauen und Ausländer).
Da die Mitglieder autonom agieren, d.h. ihre Aukrungcn nicht an die Interessen eines
bestimmten Unternehmens oder Industric/\vciges gebunden sind, kinncn sic frank und frei ihre
Meinung äulkrn, Expertisen  zu \.iclen \wschiedenen Themen  ausarbeiten und damit auch
bisn.eilcn  recht unkomcntionellc  Vorschläge untcrbrciten.
Die japanische  Industrie- und Handelskammer (Nihorz Shfik6 Klzigisho,  kurz Nissh6 genannt)
schlicl3lich  ist der Lentrale Dachzierband  \.on regionalen Handelskammern in So9 Sttidten
Japans. Die ersten Industrie- und Handelskammern wurden bereits 1878 in Tokyo, Osaka und
K6bc L wgründet; Nisslz6 als Dachorgan existiert seit 1922. Die Kammer befaljt sich
insbesondere mit internationalem Handel. Asiatisch-paLifische  Rcfionalor~anisationen  \\.ie das
Pacijic Basin Econonzic  Courzcil  (PB EC).  das J~y,(uz-Aztstrczlia-Nt~,~~  Zeakzntl Econonzic-19
Conwlittee  oder die  Federation of’ Asim Chambers of’ Cmmerce nnd Inclwtp haben
Geschäftsstellen innerhalb der japanischen IHK cingcrichtet. Japanische Klein- und
Mittelbetriebe (ch&sho kigJ6) bringen über die IHK ihre Interessen in die Rcihcn  \‘on
Regierung und Parlament ein.
A erar~cnossenschaf‘ten
Die japanischen Agrar~enossenschaften13, rz&y~? genannt, sind die Garanten des heimischen
Reisabsatzes  und die Hauptfinanzinstitution für die kindliche Bc\~iilkerung.  Die 1z&ky4 besitzen
die finanzielle Kontrolle über nahezu die gesamte Menge dcs in Japan angebauten  Reises  solvie
über die staatlichen Reissub\cntionen.  Sic lwtrcten die Reisbauern im Widerstand gegen die
Lockerung  der Reisimportrcgulicrungcn  und sorgten \i%ihrend  der gesamten Nachkriegwzit
dafür. da13 die land\\~irtschaftlichen  Betriebe trotz des Niedergangs des Agrarsektors (aufgrund
des rapiden industriellen Wachstums) \vcnig finanzielle Einbulkn zu erleiden brauchten. Die
LDP, deren Abgeordnete aus den ländlichen Wahlkreisen über Jahr-Lehnte himveg  massiv kir
die Interessen  der Reisbauern eintraten, setzte nicht allein Lurn Schutz des Agrarsektors.
sondern vielmehr zur eigenen Stimmensicherung  die kontinuierlichen, proportional LU den
Lohnsteigerungen in der Industrie \vachsenden  Rcissub\xntionen durch. DaB es \\.edcr Lum
Sub\-,entionsabbau  noch zur Vernachlässigung der Stimmen aus den Landregionen kam, ist \vr
allem dem japanischen Mehrenvahlkreissystem  m schulden, \\,elches die ländlichen Stimmen
gegentiber  denen in urbanen Gegenden begünstigte.
Auf nationaler Ebene stellen die rund 8.800 Agrargenossenschaf‘ten  mit ihrer Zentralbank d-in
chfikin, dem rvirtschaftlichen  Dach\wband zenn6, dem politischen Zentral\,erband  zench2
sonzie dem Versicherungsunternehmen  cenkyciren einen “ll~ahrcn unternehmerischen Handels-
und Dienstleistungsgiganten” (Manfred Pohl) dar. So stimmt es nicht \.en\underlich, da13 die
n6kvfi massiv im jüngsten Skandal Ul11 die Liquiditäts\~erluste der
Wohnungsbaufinanzierungsgesellschaften  (housing Iwan companies,  jap. Kurzform: jksen)
invol\.iert  \\.arenz4
Die n&in chlikin-Bank  liegt mit der Zahl ihrer Konten und Einlagen auf Platz 7 der \\xltgröBten
Banken.Der pc>litische  Einflul.3, den die Genossenschaften auch heute noch ausüben, \\.ird am Beispiel
Reisimportlibemlisierung  am ehcstcn deutlich: Die Haltungen  und Äukrungen \.on
Abgeordnctcn  /um Thema Reisimport werden  scharf registriert. Wer als nicht getallig  z.uC.ilIt,
jvird \.on den riok~o-FunE;tionären  mit Sicherheit nicht Lur Wahl empfohlen \\wden. Aufgrund
der immer noch starken Orientierung an “Wahlempfehlungen” in den kindlichen Regionen kann
dies fiir die Kandidaten freilich sehr ncgati1.e  Folgen haben.
BeLiehen  Exponenten der Wirtschaft für eine Libcralisicrung  des Reismarktes Stellung, so kann
es leicht \w-kommen,  da13 die Genossenschaften  /um Boykott gegen deren Unternehmen
aufrufen (so geschehen z.B. gegen Sony, Ajinomoto,  Daiei und andere) - bei ca. acht Millionen
Mitgliedshaushalten in den Genossenschaften  ein recht \\,irksamcs  Pmtestinstrument.~~
Ge\Icrkschaf‘tcn
Wenngleich die japanischen Gewerkschaften mittlerv~eile  in eine Lage geraten sind, die Lurecht
die Frage erlaubt, ob sie überhaupt noch eine Existenzberechtigung als Arbeitnehmer\.ertretung
besitzen, ist ihre Stimme nicht erloschen. Japanische Politilwissenschaftler heben auch hen.or,
daß die “Wahlempfehlungen” der Gc~~~erkschaftsführer immer noch betkichtlichc  Wirkung
et-zielen, und zwar nicht nur bei den den Arbeitnehmern selbst, sondern über diese auch bei
ihren nxhlberechtigten  Familienmitgliedern. Diese qualitative Komponente ist insofern \xjn
Bedeutung, als rein quantitativ,,  d.h. gemessen  am ge~\wkschaftlichen  Organisationsgrad, diese
Arbeitnehmerstimmen nicht iibemltif3ig  ins Gewicht fallen lf.ürdcn.
Der gen.erkschaftliche  Organisationsgrad beträgt in Japan et\\‘a 24 q ,26 doch diese Zahl sagt
nichts über das Wie der organisatorischen Strukturen PLIS.
Ein e vundlcgendcr  Unterschied z\\?schcn  den europäischen und den japanischen
Ge\\.erkschafts\.erbtiden  liegt darin, da13 in Japan nur Kollekti\-c  Mitglieder l\crdcn können.
Die Ge\\~erkschaften  eiwelner Betriebe bz\\.. Unternehmen ltcrden als Kollckti\.  in
Bninchenkderationen (tcwxvz) aufgenommen und diese wiederum waren bis 1989 in großen,
richtungsgen-erkschaftlichen Dachlwbändcn /usummengeschlossen  (es gab und gibt
selbst\ crständlich auch unabhängige, nicht in den dominanten Dach\wbänden organisierte
Ge\\.erkschaften).  Die Gattung »Untcmehmcnsgc\\~erlischaft«  ist damit prägend  für das gesamte
japansiche Gcwcrkschaftssytcm.21
In die Unternehmensgencrkschaften  treten die Mitglieder zl\‘ar indi\.iduell  ein, doch geschieht
dies nach c~kwrri  shoy-Prinzip,  indem die Zugehörigkeit zur Stammbelegschaft automatisch
auch Ge\~~erlischaftszu~ehöngkeit bedeutet. Zur Stammbelegschaft japanischer
UntemehmeniBetriebe  gehört indes heutzutage nicht einmal mehr ein Drittel der
Arbeitnehmerschaft, so da13 über z\vei Drittel der japanischen Arbeitnehmer  keinerlei
Interessen\.ertretung  besitzen. Betriebe mit n.eniger  als 1000 Beschäftigten sind kaum
gcwwkschaftlich  organisiert. Auch Betriebsräte sind nicht als eigene Institution Cstent (die
Betriebsratsarbeit ist in Japan quasi in die Ge\\.erkschaftsarbeit  integriert).
Die politische Partizipation der Ge~\~erkschal‘tcn  \~>ll/og  sich bis y.ur Schaffung des
übergeordnctcn  Dach\.crbandes  Ren@ (1989), in dem der überviegende Teil der bis dato
eigenständig operierenden Dachl.erbände  aufgegangen ist, dergestalt, daJ3 die beiden grokn
Verbände Sbhyb und D&wi jeu,eils  die personelle \\9e auch finatvielle Basis der
Swialistischen und der Demokratisch-Sozialistischen Parteien formten.
Ge\verkschaft.sfunktionäre  in den Abgeordnetenreihen der beiden Parteien sind keine Seltenheit;
der \*on Juni 1994 bis Januar 1996 amtierende Ministcrptisident  MUFtAYAMA  Tomiichi \‘on
der SPJISDPJ n’ar beispielsbeeise  auch Ge~verkschafter,  bewr cr seine politische Karriere
antrat. Dem Prwcderc des Übertritts \.on Ge\verkschaftsführen  ins Parlament w%ire nichts
Negati\,cs  Luzuschreiben,  u’enn CS nicht die Begleiterscheinung mit sich bringen Lvürdc, da13 die
Arbeitnehmenertreter oft ohne fundierte Kenntnisse des “Polit-business” und der
machtpolitischen Prks ihre Abgeordnetentätigkeit aufnahmen bLlv. aufnehmen. Die Nachteile
dieser Unkenntnis haben augenscheinlich  dazu beigetragen, daß es über \~ier Dekaden hinn,eg
LU keinem  Machtw~echsel  in Japan gekommen ist.
In Anbetracht der qualitativen (geL\,erkschaftliche  Vertretung nur für die Stammbelegschaft) und
quantitati\.en  (Stammbelegschaften machen \\reniger  als 30% der gesamten Arbeitnehmerschaft
Japans aus) Dcfkite in der Arbeitnehmerinteressenvertretung stellt sich die Frage, if’ a r u m die
japanischen Ge\\rerkschaften  so sehr an Glaub\~%irdigkeit  \.erloren  haben. Die Antnwt liegt in
dem Qstcm, das LDP-Herrschaft und Grol3untemehmcnsn~anagcmcnt  in den fünf/igcr und
sechziger Jahren schufen: ein System, das die Beschäftigten glauben machte, der eigene
Wohlstand hange \‘om Wohl des Betriebesider  Firmddes Unternehmens ab, in dem man
beschäftigt ist. Folglich ist es sinn] oll, sich J‘iir das Wohl dieser einzusetzen, und folglich ist es
sinn\.oll,  daJ3 die Gen.erkschaften  eher auf Ktx)peration mit dem Management denn auf
Konfrontation bauen. Struktur und Handeln der japanischen Ge\\.erkschaf‘ten  und ihrer
Dach\.erbCinde  unterscheiden sich somit recht deutlich \ on ihren Pendants in Europa.Japanische Gev crkschal‘ts~wtreter  im Oberhaus haben seit 1989 eine eigene Gruppierung
formiert (Rey+ no kni). Die EintluBnahme  auf politische Entscheidungsfindung stellt sich der
Rengo-Verband  dabei Iolgendcrmalkn 1.x: “/um einen durch Beeinflussung der politischen
Parteien, allerdings nicht mehr im trditionellen  Sinn der Bindung an eine »Arbeiterpartei«; und
zum anderen über direkte Partizipation am Politikformulicrunfsprozel~  in den Beratungsgremien
der Regierung”~7 Die Chancen zu einer ef‘iekti\en  Mitbestimmung liegen ~xxmutlich eher im
Prinzip der konsensualen Entscheidungsl‘indung  als in der Miiglichkeit,  eine ~ahlenmäl3ige
Mchrhei  t für gc\\wkschaftliche Standpunkte Nu gcn~innen.
Biiroliratic
Die japanische Bürokrrrtie3X ist seit Jahrzehnten gelobtes und gescholtenes Kind der Beobachter
japanischer Politik. Nach der Kapitulation Japans 1945 übernahm die US-Bcsakung  den
griil3ten Teil dcs Beamtenappamtcs  aus der Vorkriegszeit, da zur raschen Implementierung der
Rcfwmmal.Snahmen  erfahrene  Kraftc \,onnöten  naren und man diese schiverlieh  aus den
Gruppen der ehemaligen Regimegegner rekrutieren konnte. Die Bürokraten hatten somit einen
reichlichen Vorsprung in der Akkumulation \.on Herrschaftsivissen,  -Ödelches  sie bcl2higte,
politische Entscheidungen und deren Umsetzung m&geblich mitzugestalten.
Mit der zunehmenden Professionalisierung \‘on Politikern auf bestimmten Politikfeldern (s.
coku-Abgeordnete)  und den gerade in den letzten Jahren im In- und Ausland  lautgavordcnen
Forderungen nach Ver\\,altungsreforrnen  und Deregulierung ist die (Ministerial-)Bümkratie
allerdings in die Dclensil-e  geraten. Beamte beklagen das “bureauc~~~cq-bashinf”  und fühlen
sich zu Unrecht angegriffen. Die Macht der Bürokratie zu brechen, ist hingegen bislang noch
keinem Ministerpräsidenten gelungen. Der Wissens- und Erfahrungsreichtum,  den Beamte
aufnxken können, die über Jahre himveg  einem Ressort zugeordnet .ge\\‘esen  sind oder auf
einem bestimmten  Posten gesessen haben, ist immer noch  dem der relati\’ frisch und meist auch
nur für kurze Zeit auf einen Ministerstuhl \.ersetLten  Politikern iiberlcgen. Eine wesentliche
Rolle in der politischen Entscheidungsfindung spielen daher auch die administrati\,cn
Vizeminister,  die neben ihrer lan@hrigen Ertahrun, ~1 und Fachkenntnis auch auf‘ die Lqxlilät
einer sehr grolkn Menge anderer Ministerialbeamter in ihrer Behörde zahlen können. Anders als
etna in den USA, 1i.o der Präsident  bei Amtsantritt “gut und gerne über 1.000 politische
Berufungen” auf Top-Posten in Regierungsbürokratie und Vaxaltung vornimmt, sieht sich der
japanische Ministerpräsident \.or ein massi\.es Aufgebot \‘on Karrierebürokraten gestellt, das23
seine Behörden in- und ausn,endig  kennt.29  Die Chancen lIir Neulinge auf dem Ministerstuhl,
sich mit ihren Vorstellungen durchzusetzen, sind also denkbar ungünstig.
Die Bürokraten formulieren die meisten Gesctzes\~orlagcn,  l\~elchc  dann in 75% der Falle auch
das Parlament passieren. Es liegt auf der Hand, da13 dadurch die Interpretation der Gesetze  nicht
unberührt Ion der Ansicht der Biirokraten  bleibt, denn sic \,envaltcn  die Gesetze ja schliel.Slich.
Z\f,ei Schlüsselbqrifte in der Diskussion iibcr die japansiche  Bürokratie,  die nicht aukr acht
gelassen n,erdcn  dürfen, sind gycisei shidti und ntmkdari.
Bei gyG.wi shicici (administrati1.e  guidance;  administratiw Lenkung)  handelt es sich um eine
Form “inl’ormellen  Vcrnaltun~shandelns”  (Gesinc Foljanty-Jost) oder “akti\xz Rqulicrung”
(Ulrike Schacde),  die im Nachkriegsjapan mit beachtlichem Erfolg durchgeführt wrdcn ist.3o
So richten die Ministerien bcispiclweise  konkrete “Empfehlungen” an die Unternehmen, die
diese freilich beherzigen sollten, nzenn sie in den GenuU der damit verbundenen
Vergünstigungen kommen möchten.  Billige Kredite, finanzielle Unterstützung des Staates bei
Intw~ations-  und Umstrukturierungwilligkeit,  im umgekehrten  Falle dann Vorenthalt \xzn
Pri\.ilegien  bei Nichtbeachtung der “Empfehlungen” us\\‘. kennzeichneten lange Zeit die
staatliche Intcr\.ention  in die japanische Wirtschaft.
“Demgegenüber wuchsen [w%ihrend der Hochwachstumsphase; C.D.] die
Selbststeuerungspotentiale und damit auch der Selbstbehauptungs~\iIle  \?eler Unternehmen,
deren Erfolge in den letzten zn,ei Jahrzehnten nicht selten durch Strategien realisiert Lturden,  die
neben oder gar gegen bürokratische Visionen und Instrumente abliefen.‘13  I So drängten
japanische Unternehmen in den achtLiger  Jahren auf eine Re\.ision  des Aulknhandelsgesetzes,
das ihnen bislang den Zugang zu ausländischen Aktien- und Anleihemärkten \xnvehrt hatte,
und erreichten diese auch.“2
Der o\xite Begriff, czrmzkuclnri, bedeutet ~~@rtlich  “Abstieg \x>rn  Himmel”. Er bezeichnet die
häufige und kaum abzuschaffcnde  Praxis der Bürokraten, nach ihrer Versetzung in den
Ruhestand (in Japan recht früh mit 45-55 Jahren) in die Führungsspitx \x>n  Großunternehmen
einzusteigen. Für die hohen Beamten ist dieser Wechsel mit Prestigcgxinn behaltet, \l%ihrend
?” Inklusive Lila1 s. ebd., S. 83.
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die Unternehmen sich dadurch einen “guten Draht” 7.11 Bürokratie und Politik erhoffen. Nach
geltendem Regierungsgesetz ist es iiff‘entlichen  Beamten \.erboten, früher als zivei Jahre nach
Ruhestandsbeginn in eine Fim?a/ein Unternehmen LU li.echseln.  Sie können jedoch eine
Sondererlaubnis bei der Nationalen Personlbehörde  beantragen, die die Übersiedlung gestatten
darf. 1995 z.B. wurde 189 Regierungsbeamten  das nnzakzd~zri  kurz nach ihrer Entlassung aus
dem Staatsdienst  gei\%hrt (1994: 175). Die Mehrheit der “Absteiger” stammt aus dem
Finanzministerium; aufgenommen u,erden sie in erster Linie von Banken, Versicherungen und
anderen Finanzinstitutioncn.-1-7  Zur Diskussion steht seit längerem. die anzLzkzz&zti-Frist  nach
Dienstaufgabe awuheben.
Last but not least stehen sonohl die J~zptm  Devrlopment  Bank als auch die Bank cf Jczplzn unter
Kontrolle der Regierung. Und dies liriederum  räumt der Bürokratie breiten Handlungsspielran
ein. n’enn  es um die Vergabe von Darlehen für n.irtschaftlich  auf dem aufsteigenden oder
absteigenden Ast befindliche Industrien geht.
Veränderungen seit 1993
Parteienlandschaft
Die “politischen Erdbeben”, die Japan seit Beginn der neunziger Jahre heimsuchten, iverden
allgemein als große Umbruchphase im politischen System betrachtet. Die “Vorbeben” xitigten
ihre heftigste Ausliirkung in den Unterhausnxhlen \.on 1993. aus denen die LDP nicht mehr
mit einer absoluten Mehrheit her\wging. Zu\w \an ihr abgespaltene “neue Px-teien”  (alle
trugen das Attribut “neu” [sh] in ihren Parteinamen) schlossen  sich mit der SPJISDPJ, der
Sozialdemokransehen  Liga, der DSP und der KtinwitO  ZU einer Sieben-Parteienlioalition
awmmen  und übernahmen die Regierung. Gemeinsam \\‘ar ihnen lediglich die
Entschlossenheit, die LDP ihrer Macht zu entledigen.  Die Inhalte der Reformen, die alle
anstrebten,  um der bisherigen, lunehmend mit Skandalen  belasteten LDP-Politik ein Ende zu
bereiten, gingen innerhalb der Koalition sehr \\,eit auseinander.
Die Unciniplieit  führte \om Auseinandcrbrcchen  der bestehenden Koalition iiber z\\ci
q~ Ministerpräsidenten- hin zu einer Koalition, die \\%hrend der 38-jährigen LDP-Dominanz
undenkbar  gelicsen i\%ire:  Swialistcn und Liberaldemokraten. Die Neue Pxtei “Der Herold”
(Shiatti Snkigczke), eine LDP-A bspal tung x.on 1993, gesellte  sich dar.11 und alle drei wirkten
fortan darauf hin, ein Gegengen,icht  LU den übrigen, allzu heftig auf Reformen drAngenden
Parteien LU bilden. Die “n?lde Ehe” der ehemaligen ErLfeinde  \\urde in der Be\%ilkerung
Luncichst  mit Erstaunen aufgenommen, c.umai ausyxechnet  ein Swialist, MURAY AMA
j3 I~ui/n [Lritschrit‘t der Fimo-Jal>“lus’hen  Gescllschal~tj. Sr. 247 (.ipil lcW6). S. IJ.
U .\ug. 1993 - .Ipr. 1994 I IOSOK.\U’.4  \lwihiro von der Swen .l;qxtn Partei (i”iil10~ ShinfC); Apr. - Juni 1994
1 I.\‘I’.\ I‘sutomu  \ 011 der l~nleuenune~partei (Shiriscirfi).35
Tomiichi, das Amt des Ministcrpräsidentcn  erhielt. Doch stellte sich bald heraus. JaR der
Dreierkoalition \xx allem an der Vermeidung \ on Relormen  gelegen R’ar, die ihnen zum
Schaden gereichen kiinnten,  und in diesem Punkte gab es etliche Gemeinsamkeiten, die den
Zusammcnschlu13  letztlich nicht mehr so sonderbar erscheinen lassen. Zur Angleichung an die
LDP n~arf die Sozialdemokratische Partei gesch\\?nd  einige ihrer GrundstitLe  über Bord, ivas
sie erhebliche S!~mpathieeinbuHen  bei Wählern und eigenen Parteimitgliedern kostete. Die
Koalition regiert bis zur Stunde, allerdings seit Januar 1996 unter dem LDP-Ministerprisidenten
HASHIMOTO R>%tarci (früherer MITI-Minister und 1995 Held der japanisch-amerikanischen
Handelsgespräche über Automobilimporte). Die Oppositionsparteien unternahmen im Dezember
19% einen Krut‘takt  und schlossen sich LU einer grokn Oppositionspartei mit Namen
Shinshintc? (im Dt. meist mit “Neue Fortschrittspartei” übersetzt; en@. “Nen. Frontier Part!.“).
Allein die Kommunistische Partei Japans blieb aukn \w- und ist damit die eiwige Partei im
Nachkriegsjapan, die nicht auseinanderbrach und nicht mit anderen koalierte.
Ziel der Formierung der grolkn Oppositionspartei \var und ist es, auch in Japan eine
Z\veipartciendemokratie  mit realistischer Macht\f~echselmiigIichkeit  zu etablieren, ivie sie für
nzestliche Demokratien typisch ist. Shinshinto-Prc~tagonist,  Chefideologe und Parteivorsitzender
OZAWA Ichire  kvill  Japan endlich zu einem “normalen Staat” machen, Lvobei er allerdings eher
die aktivere Beteiligung Japans am internationalen politischen und militärischen  Geschehen
(UNO; PKO) im Auge hat als die Demokratief(irdenmg  im Inland. Ein sandiger Sitz im UNO-
Sicherheitsrat und eine Verfassung, die friedenserhaltende Einsätze des SDF unof,eideutig
legitimiert, kämen ihm sehr entgegen.35
Die LDP sorgt sich \\%hrenddessen  mehr um ihren Machterhalt,  der umso mehr gekhrdct ist, je
eher die kichsten Unterhausn,ahlcn  stattfinden. Ihre beiden  Koalitionspartner sind als
Konkurrenzpartner bei den Wahlen mittlerweile  zu einer relativ \.ernachkssigbaren Gri3l.k
geschrumpft; im Einerx~ahlkreissqxtem  \f.erden  sie nicht umhin kommen, auf Kandidaturen zu
\.erzichten,  wenn sie in irgendeiner Form an einer potentiellen zukünftigen LDP-Regierung
beteiligt werden lvollcn.
Die \‘on der 1993er Anti-LDP-Koalition geplanten und zum Teil umgesevten Retomen
umlassen drei Bereiche:
35 Zu den \‘orstdlunwn O%.\\\~.Is I on einem “norinnlen”  .hpn s. Ikr111, \.olkcr: Staats- mtl l’olitik~-isioiien c
nach dem hdc der 1 .IWI Ierrsclxift Omwa Icliirhs ‘Wm zur I ~mgrstnl tuiig .lapaiis” und Iiosokawa ~hiltiros





Im “Gesetz  zur Regulierung  politischer Geld/.u\lwdungen<<  \on Nolxzmber  1994 i\wde
festgelegt, da0 ab nun jegliche Spendervwwdungcn  \x>n Unternehmen oder Ge~\wschaften  an
c i n z e 1 n e Politiker und auch an politische Gruppierungen (c..B. Faktionen) \,erboten  ist.3h
Das Ziel dieser Regelung liegt auf der Hand: Die Parteispcndcn  sollen tatsächlich den Parteien
und nicht internen Micro-Machtzentren  Lukommen.  Mit der neuen Regelung \fzird allerdings
auch die Macht des jen,eiligen  Parteiführers  - sei es cinc Person, die im Hintergrund die Fäden
Licht,  oder eine, die offiziell ein Führungsamt bekleidet - gestärkt, denn die Spenden F\~erden
\vn der Parteizentrale  und ihrer Finanzorganisation  aus lxxteilt.  Dadurch n$ird einem
Selektionsmechanismus genehmer Kandidaten Vorschub geleistet und für starke
Führungspersönlichkeiten n,ie OZAWA Ichir6 \‘on der Shimhintci das Kontroll- und
Steuerungspotential  gegenüber den Parteigtingern  erhöht.
Auch der Staat lvird in Zukunft einen Teil der Parteienfinarkxung übernehmen. “Die
Leistungen je Partei richten sich nach einem Schlüssel aus Zahl der Parlamentssitze und der
StimmewAl bei nationalen Wahlen.“s7  Da jedoch diese staatlichen UnterstütLungslcistungen
nicht höher liegen dürfen als zi\.ei Drittel des Betmges, den eine Partei im Vorjahr eingenommen
hat, beeilen sich die grollen  Parteien derLeit, m@lichst  \iele Einnahmen zu erLiclen.
Wahlsvstem
Das n.eiter oben geschilderte System der Mehren~.ahlkreise  und der Begünstigung ländlicher
Stimmen soll bei den kommenden Untcrhausn~ahlen  nicht mehr zur Ann.endung  kommen.
Nach dem cbcncalls  im No\.ember  1994 in Kraft getretenen neuen  Wahlgesetz. ist eine
Mischform aus Mehrheits- und Vcrhältniw~ahlrecht  wrgesehcn: Mit Redwierung der
Abgeordnetenp1ätr.e  im Unterhaus \‘on Sl 1 auf 500 \\wden \-on diesen jel\,eils  300 in
Einenvahlkreisen  und 200 iiber Listen in 11 neu eingegrcnnen Wahlkreisen beset1.t. In den
Eincn\ahlkreiscn wird nach dem Prinzip der relati\.en Mehrheit \.erfahren,  in den
Listerw~ahlkrcisen  hingegen werden  die Mandate nach dem d’Hondtschen  Höchst/ithl\.erfahren
Lwteilt. Die Zahl der Mandate in den 1 1 gro13en Wahlkreisen beii.e.gt sich Lnkchcn 7 und 33.27
Der Wahler  er-halt einen  griil.%xen Entscheidungsspielrwm,  da ihm z\f*ci Stimmen  zur
Verfügung stehen: eine für einen Kandidaten im Einenvahlla-cis  und eine für eine Parteiliste.
,
Durch die Einführung der Eincrwahlkreise  erhofft man die automatische Herausbildung eines
Zweiparteiensystems, da die Chancen  für Kandidaten kleiner Parteien, die Mehrheit zu erhalten,
gering ist. Fiir die kleine Partei ShintG Sakipke  \f~ie auch für die Sozialdemokraten in der
jetLigcn  Regierungslioalition  bedeutet dies, da13 sic n,eitaus iiwiger Kandidaten aufstellen
\\wden als \wher. Denn lvenn  es um die Entscheidung fiir eine einzelne Person geht, n-erden
die LDP-Kandidaten mit gr&er Wahrscheinlichkeit  mehr Stimmen absorbieren  als die der
anderen beiden.
Im Falle der gr&cn Oppositionspartei Shimlzintri  \\~ird  die interne Einigung über Kandidaten
für die Einen\xhlkreise nach Kriterien der \,orherigen  Parteizugehörigkeit yerlaufen.  So stützt
sich die Shimhint6 übenviegend  auf die Mobilisierungskraft der ft%iheren Kiinzeirci, die sich der
Stimmen der SGka Gakkni-Mitglieder stets sicher sein konnte. Bedenkenwwt erscheint
allerdings, daB die ehemalige K&wit&Spitze \.erkiindet  hat, sie \\,erde ihre Anhänger bei den
kommenden nationalen Wahlen zu keinerlei bestimmtem Stimm\crhalten mehr anhalten  -
Klartest: Leine  Verptlichtung  zur Wahl eines bestimmten Kandidaten mehr. Wenn  die
Bindungen zivischen  der buddhistischen Laienorganisation und ihrem politischen Arm
aufweichen,  wird dies zwxngsläufig  Folgen für die Shinshirzto  haben. Parteiführer OZAWA
bemiiht  sich daher sichtlich, bei internen  Meinungs\,erschiedenheiten  über programmatische
Fragen den Es-K~nzeito-P(~litiIiern  entgegenzukommen, um deren Klientel nicht I.U ver&gem.
Derenulieruncr/Ven\altungsreform
Versuche, eine Verhaltungsreform einzuleiten und auf die \w-stärkten  Forderungen aus dem In-
und Ausland nach Deregulierung mit cntsprechendcn  MaBnahmen  zu reagieren, ivurden  schon
in den friihen achtziger Jahren angestrengt. Bis /um gcgenu%rtigcn  Zeitpunkt ist solchem
Unterfangen freilich noch kein allzu grol.%x Erfolg beschieden genesen. Ministerprtiident
HOSOKAWA (1993-94) hatte eigens eine Kommission zur Ausarbeitung \.on
Deregulierungs~w-schltigcn  eingerichtet, und die LDP-SPJISDPJ-Sakigakc-Koalition /ag nach,
indem sie im No\,ember  1994 ein iiffentlich-pri\xtes Gremium lur Fiirderung der
Verxxl  tungsreform bildete (»UntersuchungsausschLll~ Siir Deregulierung der
Hauptgcschtiftsstelle  für die Fiirderung  der Verwal tungsrcform«).38
Am 3 1. Mär/ 199.5 beschlolj  die Koalitionsregierung ein »Programm ,wr Förderung der
Deregulierurqw, das 109 1 Maljnahmen  umlallt und innerhalb x’on drei Jahren realisiert nwden
soll. Die Ziele sind dabei, if,ie immer, tiukrst \qe formuliert:1X
1) Verbesserung der Lebensqualität durch Erfüllung der \kllXtigen Konsumcnten~~,ünsche
soivie durch Verringerung der Preisdifferew.  kschen In- und Ausland;T’l
2) Beseitigung der aul3en~~irtschat‘tlichcn  Friktionen durch
Importl‘iirderung  und -werbesserte  Chancen I‘iir auskindische
Markt;
AusnTitung  der Binnennachtrage,
Unternehmen auf‘ dem japanischen
3) Entlastung der Biirger durch Vereinfachurigen  im Vernaltungsbereich.40
Die Kernfrage  lautet nach nie \.or: “Wie sollte man am besten die Generalüberholung der
Verwaltung, die Sanierung der öfl‘cntlichcn  Hand und die Förderung der Deregulierung
angehen?“41 Und die AntLvort  lautet nach \\ie \.or, da13 Ver\\altungsreform und Deregulierung
ohne eine starke politische Fiihrung nicht umsetc.bar  sein \rcrden.  Denn: Der Bürokratie ihr
eigenes “Abspecken” 7.u übcrlasscn,  von den Beamten also die Aufgabe ihrer Pfründe zu
erwx-ten,  hick, den Bock Lurn Gärtner LU mxhen. Andererseits sollte folgende Erkenntnis
beachtet tirerden:  “I% \f?ire jedoch oberflächlich, die Schuld an der schleppenden Deregulierung
allein der Regierungsbürokratie und der mangelnden politischen Führung anzulasten.  Immerhin
profitieren nicht wenige Industrien \.on den bestehenden Regelungen, so daB sich in den
eintelnen Bereichen spezifische bürokratisch-unternchmerischc Interessenkoalitionen gebildet
haben. Das betrifft das Inspektions- und Konzessions~en,erb  im Bau- und Verkehrsn,esen,
Sub\,entionen  im Transport~vesen  sowie den Schutz Meiner und mittlerer Untcrnchmen  im
Einzelhandel.“-‘~
Die weitere Entnicklung im politischen System Japans bleibt im Moment eher der Spekulation
\-w-behalten,  als daß konkrete Prognosen getroffen i\.crden können. Ob sich tatstichlieh ein
Zn.eiparteiensystem  ent\\,ickeln  wird, i\.er aus den nächsten  nationalen  Wahlen als Sieger
ha\ Ortehen  \\,ird, wie sich die Partcien\,erdrossenhei  t der japanischen Wahler  in Zukunft aufdie Parteienlandschaft aus\virkcn  jvird, ob die ReformmaBnahmen  greifen iverdcn und die
Komlptionsanfälligkeit  der Politiker dezimiert nrerden  kann, nzird sich langfristig zeigen.
Kein Ziveifel besteht daran, da13 die japanische Wirtschaft durch die zunehmende Trax- und
Multinationalisierung \.on Unternehmen erheblich an Druckpotential genvnnen hat und sich
gegen alku rigide staatliche Intcn.entionsbestrebun~en  nirksam Lvehren kann.
Im sicherheitspolitischen Bereich \\ird Japan auch künftig l.on den USA abhängig sein. Und
dies nicht allein aufgrund des bilateralen Sicherheits\crtrages, sondern weil die USA in der
gesamten asiatisch-paLifischen  Region ein zentraler sicherheitspolitischer Akteur sind, der
regionale  Eigeninitiati\,en  v?c das ASEAN Regional Forwm (ARF) nur dann toleriert. li‘enn er
selbst einbeLogen  \\ id.
SCHLUI3WORT
Wtihrend  der Niederschrift dieses Textes überschlagen sich die japanischen Medien - i\zieder
einmal - in der Berichterstattung über eine miigliche  Auslösung der kleinsten Partei innerhalb
der Regierungskoalition, Sakigake. Führende Parteimitglieder spekulieren mit der Schaffung
einer “dritten Kraft”, die aus SPJiSDPJ-Mitglicdcm, einem Teil der Shinshirztti und der
aufgeliisten  Sakigake bestehen soll. Programmatisch liegt die oberste Priorität beim Thema
Veruxl  tungsreform.
Die Chancen für den Zuspruch der japanischen Bel-iilkerung  Nu einer solchen Partei diirften
angesichts der momentanen antiministeriellen Stimmung im Lande (\or allem betroffen:
Finanzministerium ~vg. offenbarer Vetx+klung in den jkw-Skandal; Gesundheits- u.
Wohlfahrtsministerium \vg. Verbreitung Aids-\.erursachender  Blutkonser\.en)  nicht allzu
schlecht stehen. Sollte  die potentielle “dritte Kraft” in der Tat glaubhaft \.ermitteln  kiinnen,  da13
ihre Mal3nahmen  zur Verwaltungsreform auch implementiert iverden,  \\%-e sic als reale
Konkurrenz für LDP und Shinshintb ZU betrachten. Die Unterhausauflösung durch
Ministerpräsident HASHIIMOTO  und die darauf folgenden Neunahlen, deren Abhaltung die
Shimhi~~t6  spätestens zu Beginn des kommenden Jahres erwartet, \\%irden unter solchen
Voraussetzungen freilich nach anderen Maßgaben l’onstatten  gehen als bisher geplant.
Die Beobachtung  und Beurteilung der kiinftigen  Ent\i?cklungcn  bleibe Lw-erst den LeserInnen
iiberlasscn.30
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